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AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Der Gemeinderat der Stadt Crailsheim 
hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
21.07.2021 aufgrund von § 2 Abs. 1 Bau-
gesetzbuch (BauGB) i.V. m. § 13 BauGB 
beschlossen, die Steuerung von Ver-
gnügungsstäJen abzugrenzen. Hierzu 
wird eine frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB 
durchgeführt und der Aufstellungsbe-
schluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffent-
lich bekannt gemacht. Maßgebend ist 
der Abgrenzungsplan mit Geltungsbe-
reich vom 22.06.2021. Die Lage des Än-
derungsbereichs ist aus dem abge-
druckten Plan ersichtlich.
Der Änderungsbereich wird wie folgt 
kurz umschrieben:
1) Die Fläche ist vorwiegend bebaut 

und weist einen dörflichen Nut-
zungscharakter auf.

2) Die betreffende Fläche ist im Flä-
chennutzungsplan vorwiegend als 
Mischgebietsfläche dargestellt.

Ziele und Zwecke der Planung:
Im Abgrenzungsbereich sollen Vergnü-
gungsstäJen ausgeschlossen werden, 
um den örtlichen zentralen Versor-

gungsbereich in seiner Funktion nicht 
zu schwächen und eine Verdrängung 
bestehender Betriebe zu verhindern. 
Ebenso sollen die Wohngebiete vor et-
waigen Verlusten der Wohnqualität 
durch Konflikte geschützt werden.

Frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung:
Der Abgrenzungsplan vom 22.06.2021 
und der ihm beigefügten vorläufigen 
Begründung vom 23.06.2021 werden 
vom 09.08.2021 bis einschließlich 
24.09.2021 während der Öffnungszeiten 
bei der Stadtverwaltung Crailsheim, 
Ressort Stadtentwicklung, Foyer Neu-
bau, 1. Stock, Marktplatz 1, 74564 Crails-
heim zu folgenden Zeiten zu jeder-
manns Einsicht öffentlich ausgelegt: 
Mo.-Fr. 7.30 – 12.00 Uhr, Mo.-Mi. auch 
14.00 – 16.00 Uhr, Do. auch 13.00 – 17.30 
Uhr (Zugang außerhalb der Öffnungs-
zeiten über den Eingang Bürgerbüro).
Im gleichen Zeitraum können die Un-
terlagen auch im Internet unter hJps://
www.crailsheim.de/rathaus/stadtent-
wicklung – Öffentlichkeitsbeteiligung 
bei Bauleitplanverfahren – eingesehen 

werden. Auch über das zentrale Inter-
netportal des Landes hJps://www.uvp-
verbund.de/kartendienste kann im vor-
stehend genannten Zeitraum auf die 
Unterlagen zugegriffen werden.

Umweltbezogene Informationen/
Stellungnahmen:
Es liegen keine Informationen vor.

Abgabe von Stellungnahmen 
Innerhalb der Auslegungsfrist können 
Anregungen schriklich oder mündlich 
zur Niederschrik vorgebracht werden. 
Es wird dabei gebeten, die volle An-
schrik und betroffene Grundstücke an-
zugeben, da das Ergebnis der Behand-
lung der Stellungnahme mitgeteilt 
wird. Es wird darauf hingewiesen, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen gemäß § 3 Abs. 2 und § 4a Abs. 
6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt blei-
ben können und dass ein Antrag nach 
§ 47 (2a) Verwaltungsgerichtsordnung 
(Normenkontrollantrag) unzulässig ist, 
wenn mit ihm nur Einwendungen gel-
tend gemacht werden, die vom Antrag-
steller im Rahmen der Auslegung nicht 
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oder verspätet geltend gemacht wur-
den, aber häJen geltend gemacht wer-
den können (Präklusion).
Es wird ferner darauf hingewiesen, dass 
zur Bearbeitung des Anliegens bei Stel-
lungnahmen von Bürgerinnen und 
Bürgern personenbezogene Daten wie 
Vor- und Familienname sowie Anschrik 
(ggf. auch E-Mail und Telefonnummer, 
sofern angegeben) und die vorgebrach-

ten Informationen auf Grundlage von 
§ 4 Landesdatenschutzgesetz gespei-
chert werden. Die vorgebrachten Infor-
mationen werden dem Gemeinderat 
anonymisiert zur Entscheidungsfin-
dung vorgelegt.

Hinweis:
Vor Betreten des Rathauses sind die in 
der aktuell gültigen Verordnung der 

Landesregierung über infektionsschüt-
zende Maßnahmen gegen die Ausbrei-
tung des Virus SARS-CoV-2 (Corona-
Verordnung – CoronaVO) festgesetzten 
Vorgaben zu beachten.

Crailsheim, 23.07.2021
Stadtverwaltung

gez. Jörg Steuler
Sozial- & Baubürgermeister

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

STADT CRAILSHEIM WAHLKREIS 268 SCHWÄBISCH HALL-HOHENLOHE

Amtliche Bekanntmachung der Gemeindebehörde über das Recht auf 
Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag am 26. September 2021
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundes-

tagswahl für die Stadt Crailsheim 
wird in der Zeit vom 6. September 
2021 bis 10. September 2021 während 
der allgemeinen Öffnungszeiten je-
weils von Montag bis MiJwoch von 
7.30 – 17.00 Uhr, Donnerstag 7.30 – 
17.30 Uhr und Freitag von 7.30 – 12.00 
Uhr bei der Stadtverwaltung Crails-
heim, Ressort Sicherheit & Bürger-
service, Marktplatz 1, Erdgeschoss, 
Bürgerbüro (rollstuhlgerecht) für 
Wahlberechtigte zur Einsichtnahme 
bereitgehalten. Jeder Wahlberechtig-
te kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen 
Daten überprüfen. Sofern ein Wahl-
berechtigter die Richtigkeit und Voll-
ständigkeit der Daten von anderen 
im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen überprüfen will, hat er 
Tatsachen glaubhak zu machen, aus 
denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerver-
zeichnisses ergeben kann. Das Recht 
auf Überprüfung besteht nicht hin-
sichtlich der Daten von Wahlberech-
tigten, für die im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 
des Bundesmeldegesetzes eingetra-
gen ist.

 Das Wählerverzeichnis wird im auto-
matisierten Verfahren geführt. Die 
Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich.

 Wählen kann nur, wer in das Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder ei-
nen Wahlschein hat.

2. Wer das Wählerverzeichnis für un-
richtig oder unvollständig hält, kann 
in der Zeit vom 6. September 2021 bis 
zum 10. September 2021, spätestens 
am 10. September 2021 bis 12.00 Uhr, 
bei der Stadtverwaltung Crailsheim, 
Ressort Sicherheit & Bürgerservice, 
Marktplatz 1, Erdgeschoss, Bürger-
büro (rollstuhlgerecht) Einspruch 
einlegen.

 Der Einspruch kann schriklich oder 
durch Erklärung zur Niederschrik 
eingelegt werden.

3. Wahlberechtigte, die in das Wähler-
verzeichnis eingetragen sind, erhal-
ten bis spätestens zum 5. September 
2021 eine Wahlbenachrichtigung.

 Wer keine Wahlbenachrichtigung er-
halten hat, aber glaubt, wahlberech-
tigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, 
wenn er nicht Gefahr laufen will, 
dass er sein Wahlrecht nicht aus-
üben kann.

 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag 
in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterla-
gen beantragt haben, erhalten keine 
Wahlbenachrichtigung.

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an 
der Wahl im Wahlkreis 268 - Schwä-
bisch Hall-Hohenlohe
• durch Stimmabgabe in einem be-

liebigen Wahlraum (Wahlbezirk) 
dieses Wahlkreises

oder
• durch Briefwahl
teilnehmen.

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag
5.1 ein in das Wählerverzeichnis ein-

getragener Wahlberechtigter,
5.2 ein nicht in das Wählerverzeich-

nis eingetragener Wahlberechtig-
ter,
a) wenn er nachweist, dass er 

ohne sein Verschulden die An-
tragsfrist auf Aufnahme in 
das Wählerverzeichnis nach  
§ 18 Abs. 1 der Bundeswahlord-
nung (bis zum 5. September 
2021) oder die Einspruchsfrist 
gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 22 Abs. 1 der Bundes-
wahlordnung (bis zum 10. 
September 2021) versäumt hat,

b) wenn sein Recht auf Teilnah-
me an der Wahl erst nach Ab-
lauf der Antragsfrist nach § 18 
Abs. 1 der Bundeswahlord-
nung oder der Einspruchsfrist 
nach § 22 Abs. 1 der Bundes-
wahlordnung entstanden ist,

c) wenn sein Wahlrecht im Ein-
spruchsverfahren festgestellt 
worden und die Feststellung 
erst nach Abschluss des Wäh-
lerverzeichnisses zur Kennt-
nis der Gemeindebehörde ge-
langt ist.

 Wahlscheine können von in das 
Wählerverzeichnis eingetragenen 
Wahlberechtigten bis zum 24. Sep-
tember 2021, 18.00 Uhr, bei der Ge-
meindebehörde mündlich, schrik-
lich oder elektronisch beantragt 
werden. Fortsetzung auf S. 32


